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wie 23, 217 ff.) und das Kantonsgericht St. Gallen in
seinem auch in SAG 28, 155 ff. veröffentlichten Ent
scheid entgegengetreten sind.

b) Dass in der Uebertragung der Aktienrechte
nicht schon die Uebernahme der Liberierungsschuld
enthalten ist, leuchtet ohne weiteres ein.

Fraglich ist aber, ob es überhaupt möglich ist, die
Liberierungspflichf durch Schuldübernahme unter
Zustimmung der AG auf einen Äktienerwerber zu
übertragen. Das Bezirksgericht Büläch und das Ober
gericht des Kantons Zürich nehmen dies ohne wei
teres an und stellen lediglich fest, die Voraussetzun
gen seien in concreto nicht erfüllt Sie schliessen sich
damit Bürgi (Komm., Vorb. zu Art 683-687, N 34)
an, der ausführt es seien die Gesellschaftsinteressen
«cunter Umständen besser gewahrt, wenn ein zah-
limgsfähiger Oufer die Liberierungspflicht über
nimmt als wenn sich die Gesellschaft nur an den

vielleicht zahlungsunfähigen Zeichner halten kann
und ihm gegenüber die Kaduzierung durchführen

Diese Auffassung widerspricht der des Bundesge
richts: Nach BGE 86 n 89 ff. kann sich der Zeichner

von Inhaberaktien sein» Pflicht, deren Nennwert
einzuzahlen, nicht dadurch entziehen, dass jemand
mit Zustimmung der Gesellschaft seine Schuld über
nimmt. Während Bürgi einen allfälligen Schuldner
wechsel optimistisch betrachtet steht ihm das Bun
desgericht skeptisch gegenüber: «Es widerspräche den
Interessen der GeseUschaftsgläubiger und der Mit
aktionäre, wenn die Gesellschaft einen Zeichner
seiner Verpflichtung entheben imd einen anderen an
seiner Stelle als Schuldner annehmen könnte. Dem

die Gesellschaft beherrschenden Mehrheitsaktionär

oder einzigen Aktionär wäre dadurch ermöglicht, sich
in Voraussicht ihres finanziellen Zusammenbruchs

seiner Verpflichtung zur Einzahlung des gezeichneten
Betrages zu entschlagen und einen zahlungsunfähigen
Dritten als Schuldner annehmen zu lassen. Der

Zweck, dem Art 683 GR dient wäre dadurch ver
eitelt. Ist der Schuldnerwechsel in Verbindung mit
der Uebertragung der Inhaberaktie unmöglich, weil
diese nichtig ist so kann ihn das Gesetz auch nicht
unabhängig vom Bestand gültiger Aktien gestatten
wollen.» das Bundesgericht im Ergebnis auch F.
V. Steiger: Die Liberierung von Inhaberaktien, SAG
11,5 ff.).

Welche dieser Meinungen richtig ist sei hier nicht
entschieden. Es sei abschliessend lediglich hingewie
sen auf den zutreffenden Ausspruch Bürgis (a:a.O.,
N 30), man habe es bei nicht verbrieften lohabef-

Sie

Aktienrechten «mit einem unbefriedigenden, im
Grunde widerspruchsvollen Zustand zu tun, der nur
vorübergehend bestehen sollte».

Art 847 n GR: Uebergang der Mitgliedschaft bei
einer Genossenschaft auf die Erben.

Art 848 GR: Erlöschen der genossenschaftlichen
Mi^edschaft heim Wegfall eines Vertragsverhält-
nisses und aus anderen Gründen.

Entscheid des Einzelrichters im ordentlichen Verfah

ren des Bezirksgerichts Meilen vom 10. September
1974.

Prof. Dr. Peter Forstmoser, Benglen/Zürich

L Tatbestand

Der Vater des Beklagten war Mitglied einer Ge
nossenschaft, die zum Zwecke hatte, Landwirten
Darlehen zu gewähren. Auch er hatte seinerzeit bei
der Genossenschaft ein Darlehen aufgenommen, die
ses aber auf Begehren des Genossenschaftsverwalters
zurückbezahlt, als er im Jahre 1964 aus dem Nota

riatkreis wegzog, in wielchem die Genossenschaft
ihren Sitz hatte.

Im Jahre 1969 verstarb der Vater des Besagten.
Durch Veruntreuungen ihres Verwalters geriet die Ge
nossenschaft in der Folge in Schulden. Sie machte da
her von ihrem Recht auf Nachschüsse Gebrauch und

belastete zur Deckung ihrer Mänki jedes Mitglied mit
einein Betrag von Fr. 700.^.

Diesen Betrag forderte die Genossenschaft auch
vom Beklagten mit der Begründung, sein Vater habe
nie den Austritt aus der Genossenschaft erklärt und

es wurden nach § 6 der Statuten die Erben eines
durch Tod ausgeschiedenen Mitgliedes ohne weiteres
in die Rechte und Pflichten des Verstorbenen eintre

ten.

Der Beklagte wendete dagegen ein, mit .der Rück
zahlung des Darlehens sei die genossenschaftliche
Mitgliedschaft erloschen. Ausserdem bestimme § 2
der Statuten, dass Mitglied der Genossenschaft nur
werden köime, wer in ihrem Nötariatskreis wohnhaft
sei. Deshalb sei die Mitgliedschaft seines Vaters auch
durch den Wegzug aus dem Notariatskreis der Ge
nossenschaft im Jahre 1964 entfallen. — Aus diesen

Gründen habe er gar nicht Mitglied der Genossen
schaft werden können, und er schulde daher den ge
forderten Betrag nicht
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Nach Art. 847 Abs. 2 OR können die Statuten ei

ner Genossenschaft bestimmen, dass die &ben eines
verstorbenen Genossenschafters ohne weiteres Mit

glieder der Genossenschaft werden. Dies ist in § 6
der Statuten der klagenden Genossenschaft gesche
hen, der lautet «Die Erben eines durch Tod ausschei
denden Mitgliedes treten ohne weiteres in die Rechte
und Pflichen des Verstorbenen ein» ...

Der Beklagte ist damit mit seinen Geschwistern zu
sammen Mitglied der Genossenschaft geworden.

Der Beklagte macht zu Unrecht geltend, durch die
Kündigung des Darlehens vor dem Wegzug sei die
Mitgliedschaft seines Vaters m Jahre 1964 dahinge-
fallen. Das Gesetz sieht zwar in Art. 848 OR unter

anderem vor, dass, wenn die Zugehöri^eit zu einer
Genossenschaft die Folge eines Vertragsverhältnisses,
wie bei einer Versicherungsgenossenschaft, ist, die
Mitgliedschaft mit dem Aufhören des Vertrages da-
hinfällt. Doch ist das vom Gesetz erwähnte Beispiel
der Versicherungsgenossenschaft tatsächlich der ein
zige- Anwendungsfall, da das Gesetz nur für Versi
cherungsgenossenschaften eine entsprechende Verbin
dung von Mitgliedschaft und Vertrag vorsieht (Art.
841 Abs. 1 GR; Forstmoser, Bemer Kommentar, Die
Genossenschaft, 2. Lieferung, Bern 1974, N 22 zu
Art. 848GR)...

Ebenso wenig ist dem Bddagten dahin zu folgen,
dass mit dem Wegzug aus dem Notariatskreis die
Mitgliedschaft dahingefallen sei. § 2 äussert sich
nach seinem Wortlaut nur zum Erwerb der Mitglied
schaft, indem davon die Rede ist, welche Personen
Mitglieder werden können; weder hier noch sonst in
den Statuten findet sich eine Stütze dafür, dass beim
Wegzug aus dem entsprechenden Notariatskreis die
Mitgliedschaft automatisch erlösche...

Der Beklagte hat. es sich selbst zuzuschreiben,
wenn er von der nach Art. 851 GR auch dem Rechts

nachfolger eines verstorbenen Mitgliedes zustehen
den Freiheit des Austritts gemäss Art 842 ff. GR kei
nen Gebrauch gemacht hat Diesh Massnahme hätte
ihn davon bewahrt, als Nachkomme eines verstorbe
nen Mitgliedes noch nach Jahren haftbar gemacht
werden zu können. Die Klage ist daher in vollem
Umfange gutzuheissen.

lEL Bemerkimgen

' a) Der Entscheid nimmt Stellung zu Fragen des
automatischen Erwerbs und Verluste der Mitglied
schaft bei der Genossenschaft.
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b) Richtig wird zunächst festgestellt,dass die Brben
im Rahmen von Art. 847 Abs. n GR die Mitglied

schaft aufgrund einer entsprechenden Statutenbestim
mung ipso iure mit dem Tod des Erblassers erwerben.
Der Erwerb ist — unter dem Vorbehalt einer ande
ren statutarischen Ausgestaltung— zwirigend;die Er
ben können der Mitgliedschaft einzig durch Aus-

Allzu kategorisch wird dann aber m.E. bemerkt,
der Beklagte sei «mit seinen Geschwistern zusammen
Mitglied der Genossenschaft geworden». Entgegen
dem in § 6 der Statuten wiederholten Wortlaut des
Gesetzes («die Erben») ist nämlich anzunehmen, dass
im Zweifel nicht sämtliche Erben Genossenschafter

werden soUen, sondern dass nur einer unter ihnen die
Mitgüedschaft fortsetzen soll. Anders lässt sich nicht
erklären, dass gemäss Art. 847 Abs. Vf GR für die
Erbengemeinschaft ein gemeinsamer Vertreter zu be
stellen ist: -Die Notwendigkeit eines solchen wäre
nicht einzusehen, wenn sämtliche Erben je einzeln
Mitglieder würden, da sich dann eine gemeinsame
Ausübung der Mitgliedschaftsrechte erübrigte. Die
hier vertretene Auffassung wird auch durch die
Materialien bestätigt (vgl. dazu Forstmoser a.a.G., N
33 zu Art 847 GR).

Welcher der Erben in die Mitgliedschaft einzutre
ten hat, kann statutarisch bestimmt sein oder sich aus
den Umständen zwingend ergeben (Uebemahme der
Mitgliedschaft bei einer landwirtschaftlichen Genos
senschaft durch denjenigen, der den Hof weiterführt
usw.).

Wo sich weder aus den Statuten noch aus der Tä

tigkeit der Genossenschaft eine Lösung ergibt, da hat
die Bezeichnung des Nachfolgers durch Verfügung
von Todes wegen oder durch Teilungsvertrag zu er
folgen.

Im vorliegenden Fall wäre daher zu prüfen gewe
sen, auf welches der Geschwister die Mitgliedschaft
des Vaters übergegangen ist.

c) Art 848 sieht zwei Fälle des automatischen Un

tergangs der Mitgliedschaft vor: den Wegfall einer
Beamtung oder Anstellung, mit der die Mitgliedschaft
verknüpft ist sowie den Untergang eines Vertragsver
hältnisses, als dessen Folge sich die Mitgliedschaft
darstellt

(Für weitere Fälle des automatischen Wegfalls der
Mitgliedschaft vgl. Art. 847 Abs. 1 GR sowie Art.
850 GR).

Zu Recht hält der Einzelrichter fest, dass mit der
Kündigung und Rückzahlung des Darlehens die Mit-
gliedsdiaft des Vaters des Beklagten nicht dahinge-
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fallen ist: Art. 848 OR kommt nur znm Zug, wo die
Zugehörigkeit zu einer Genossenschaft <tFolge» eines
Vertragsverhältnisses ist Dies kann nach der gesetz
lichen'Ordnung nur bei Versicherungsgenossenschaf
ten sowie bei genossenschaftlich organisierten Kran
kenkassen der Fall sein; Bei allen übrigen Genossen
schaftsarten können zwar vertragliche Beziehungen
neben die mitgliedschaftlichen treten, ohne dass aber
dadurch die Mitgliedschaft im Sinne des Gesetzes
«Folge» der schuldrechtlichen Bindungen würde.

Statutarisch können weitere Tatbestände vorgese
hen werden, welche die Mitgliedschaft automatisch
erlöschen lassen (zu allfälligen Schranken vgl. Forst
moser a.a.O., N 29 zu Art 848 OR); Auch der Weg
fäll von Beitrittsvoraussetzungen Wohnsitz in ei
ner Gemeinde oder einem Notariatskreis) kann auto

matischer Beendigungsgrund sein. Dies ist jedoch
nicht zu vermuten, sondern müsste in den Statuten
ausdrücklich erwähnt werden. — Der Hinweis des

Bekla^n auf den Wohnsitzwechsel seines Vaters ist
deshalb unbehelflich.

Zwar ist dem Entscheid nach geltendem Recht (mit
dem in lit. b) erwähnten Vorbehalt) zuzustimmen.
Doch bleibt das Ergebnis unbefriedigend: Personen,
die zu einer Genossenschaft keinerlei Kontakt haben,
die sich gar nicht beWüsstsind, je Mitglied geworden
zu sein, und denen aus dieser Unkenntnis auch

kaum ein Vorwurf gemacht werden kann, werden
plötdich mit erheblichen Leistungspflichten belastet
für eine Gesellschaft, die ihnen fremd ist und von der
sie irgendwelche Leistungen weder erhielten noch je
erwarteten.

Anlagefondsgesetz.liquidation einesAnlagefonds.Befhg-
nis des Sachwalters, unmittelbar zum Anlagefonds ge-
hörmide Schadenersatzforderangen gerichtlich geltend zu
machen und Prozesse übm* solche Ansprüche im eigenen
Namen zu führen.

BGE100n52ff.

Prof. Dr. Kurt Amonn, Bern

1. Nach dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes vom
1. Juli 1966 über die Anlagefonds (AFG) am 1. Februar
1967 beschloss die AFIT Aktiengesellschaft für Inter
nationale Investment-Trusts in Zürich den von ihr im

Jahre 1960 gegründeten internationalen Immobilien- und
Wertschriftenanlagefonds INTERGLOBE aufzulösen.
Als Kontrollstelle waltete damals die REVISA Treu

hand AG, als Treuhänderin die UNIVERSA Treuhand
und Revisions AG. Die Geschäftsführung besorgte die
DENNER AG, welcher sie die AFIT schon bei der

Gründung des Fonds übertragen hatte.
Im Verlauf der Liquidation entzog die Eidg. Banken-

konamission der AFIT die Bewilligung zur Geschäfts
führung und setzte - gestützt auf Art. 45 Abs. 1 AFG -
an deren Stelle die Schweizerische Treuhandgesellschaft
als Sachwaltenn des Anlagefonds ein. Diese fand, die
frühere Fondsleitung AFIT, die von ihr beauftragte
DENNER AG, die UNIVERSA und die REVISA so
wie die Verwaltungsräte der AFIT hätten die Anleger
des INTERGLOBE durch täuschende Angaben, lieder-

lidie Geschäftsführung und schlechte Kapitalanlagen
schwer geschädigt. Sie klagte deshalb beim Handels
gericht des Kantons Zürich namentlich die vier Gesell

schaften auf Bezahlung von Fr. 17000000.— Schaden
ersatz ein, die sie angeblich dem INTERGLOBE-Fonds
solidarisch schuldeten. Die Beklagten stritten der Sach
walterin das Recht ab, eine solche Schadenersatzforde
rung geltend zu machen. Das Handelsgericht anerkannte
jedoch deren Aktivlegitimation, und auch das Bundes
gericht wies im Berufun^erfahren die Einrede der
Beldagtehab. XJNTVERSA und REVISÄ hatten zudem
der Sachwaltenn die Prozessführuhj^befugnis abge-
^ochen.

2. Wer die Rechtsverhältnisse beim Anlagefonds aus-
schliessllch nach den Regeln des gemeinen Auftrags be
urteilt, dem mag dieser Entscheid überraschend und
kühn mrscheinen. Dann wäre in der Tat nicht recht ein

zusehen, warum sich ein Drittermit der Gdtendmachung
von Ansprüchen der Anleger aus den einzelne Auftrags-
verhältnissen sollte befassen müssen. Der Kolldctivanla-

gevertrag des AFG ist jedocheine besondereArt Auftrag,
ein Auftrag nämlich mit koUdktivistischem Einschlag
aus Rücksicht auf die von den einrolnen Anlegern
(= Auftraggebern) bei einem Anlagefonds angestrebte
kollektiveKapitalanlage. Zieht man darüber hinaus noch
die Funktion d^öffentlichenAufsichtin Betracht,aus der
sich insbesondere auch die Aufgaben und die Rechts
stellung des Sachwalters eines Anlagefonds herleiten, so
kann man der Auffassung des Zürcher Handelsgerichts
und des Bundesgerichts nur vorbehaltlos beipflichten.
Die Erwägunge des Bundesgerichtes darf man als ein


